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17. Wahlperiode  09.03.2023 

   

 

Ausgegeben: 09.03.2023 

A N T R A G  

der SPD-Landtagsfraktion 

der CDU-Landtagsfraktion 

der AfD-Landtagsfraktion 

betr.: Änderung der Geschäftsordnung des saarländischen Landtages 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Geschäftsordnung des saarländischen Landtages vom 15. Juni 2016 
(Amtsbl. I S. 480), zuletzt geändert durch Beschluss vom 18. Mai 2022, wird 

wie folgt geändert: 

1. § 3 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Abgeordneten erhalten von der Landtagsverwaltung die Landtags-

drucksachen und den Abgeordnetenausweis.“ 

2. § 14 wird wie folgt gefasst: 

„§ 14 
Form und Einberufung der Ausschüsse 

(1) Ausschüsse können einberufen werden 

a) in Form von persönlicher Anwesenheit aller Mitglieder, berichter-
stattender, anzuhörender und sonstiger als Gast teilnehmender 

Personen und  

b) in Form der Teilnahme von Mitgliedern sowie berichterstattender, 
anzuhörender und sonstiger als Gast teilnehmender Personen unter 

vollständiger oder teilweiser Nutzung elektronischer Kommunikati-
onsmittel. 

Im Regelfall sind Ausschüsse in Form von Satz 1 Buchstabe a) einzuberu-

fen. 
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Die oder der Vorsitzende, bei Verhinderung die Stellvertretung, entscheidet 

im Einvernehmen mit der Mehrheit der Mitglieder des Ausschusses, ob in 

begründeten Ausnahmefällen die Sitzung in Form von Satz 1 Buchstabe b) 

einzuberufen ist. 

(2) Die oder der Vorsitzende, bei Verhinderung die Stellvertretung, beruft 
den Ausschuss unter Angabe der Form und Tagesordnung ein. Der Aus-
schuss kann mit der Mehrheit seiner Mitglieder Tagesordnungspunkte für 

die nächste Sitzung festsetzen. 

(3) Der Ausschuss ist innerhalb einer Frist von einer Woche einzuberufen, 
wenn eine Fraktion, oder ein Viertel der Mitglieder es schriftlich unter An-

gabe der Tagesordnung bei der oder dem Vorsitzenden beantragt. 

(4) Form, Ort und Zeit der Tagesordnung der Ausschusssitzungen sind der 
Regierung und dem Rechnungshof mitzuteilen.“ 

3. § 16 wird wie folgt gefasst: 

„§ 16 
Beschlussfähigkeit 

Der Ausschuss ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglie-

der an der Sitzung teilnimmt.“ 

4. § 17 wird wie folgt geändert:  

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Der Ausschuss kann jederzeit die Teilnahme jedes Mitgliedes der 

Landesregierung verlangen, auch zum Zwecke ihrer Anhörung in einer 

öffentlichen Sitzung.“ 

b) In Absatz 3 wird Satz 3 wie folgt gefasst: 

„Die Öffentlichkeit einer Sitzung ist hergestellt, wenn der Presse und 

der Allgemeinheit, soweit erforderlich im Rahmen der Raumverhält-

nisse, die Teilnahme als Gast gestattet wird.“ 

c) Dem Absatz 8 wird nach Satz 2 folgender Satz angefügt: 

„Soweit es sich nicht um Mitglieder des Ausschusses handelt, haben 

teilnehmende Personen kein Rederecht, es sei denn die oder der Vor-

sitzende erteilt ihnen im Benehmen mit der Mehrheit der Ausschuss-

mitglieder das Wort.“ 
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d) In Absatz 10 wird nach Satz 2 folgender Satz angefügt: 

„Soweit es sich um eine Sitzung in Form von § 14 Abs. 1 Buchstabe b) 

handelt, ist diese sofort zu unterbrechen und unverzüglich in Form ei-

ner Sitzung nach § 14 Abs. 1 Buchstabe a) einzuberufen.“ 

5. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 ist das Wort „anwesenden“ durch jeweils das Wort „teil-

nehmenden“ zu ersetzen. 

b) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Sie werden der oder dem Vorsitzenden in elektronischer Form zuge-

leitet; autorisiert die oder der Vorsitzende die elektronische Fassung, 

sind sie zur Verteilung gemäß Absatz 4 freigegeben.“ 

6. Die Anlage 1 zu § 3a der Geschäftsordnung des saarländischen Landtages 
wird wie folgt neu gefasst:  

„Anlage 1 

zur Geschäftsordnung des saarländischen Landtages 

Verhaltensregeln für Mitglieder des Landtages des Saarlandes 

vom 1. April 2023 

§ 1 

Anzeigepflicht 

(1) Ein Mitglied des Landtages ist verpflichtet, der Präsidentin oder dem 
Präsidenten aus der Zeit vor seiner Mitgliedschaft im Landtag schriftlich 

anzuzeigen: 

1. die zuletzt ausgeübte Berufstätigkeit, 

2. Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstandes, Aufsichtsrates, Verwaltungs-

rates, Beirates oder eines sonstigen Gremiums einer Gesellschaft oder 

eines in einer anderen Rechtsform betriebenen Unternehmens, 

3. Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstandes, Aufsichtsrates, Verwaltungs-

rates, Beirates oder eines sonstigen Gremiums einer Körperschaft oder 

Anstalt des öffentlichen Rechts. 

(2) Ein Mitglied des Landtages ist zusätzlich verpflichtet, der Präsidentin 
oder dem Präsidenten schriftlich die folgenden Tätigkeiten und Verträge, 

die während der Mitgliedschaft im Landtag ausgeübt oder aufgenommen 
werden beziehungsweise wirksam sind, anzuzeigen: 

  



Drucksache 17/340  Landtag des Saarlandes  

 

4 

1. entgeltliche Tätigkeiten neben dem Mandat, die selbstständig oder im 

Rahmen eines Anstellungsverhältnisses ausgeübt werden. Darunter 

fallen zum Beispiel die Fortsetzung einer vor der Mitgliedschaft ausge-

übten Berufstätigkeit sowie Beratungs-, Vertretungs-, Gutachter-, pub-

lizistische und Vortragstätigkeiten. Die Anzeigepflicht entfällt für die 

Tätigkeit als Mitglied der Landesregierung, 

2. Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstandes, Aufsichtsrates, Verwaltungs-

rates, Beirates oder sonstigen Gremiums einer Gesellschaft oder eines 

in einer anderen Rechtsform betriebenen Unternehmens, 

3. Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstandes, Aufsichtsrates, Verwaltungs-

rates, Beirates oder eines sonstigen Gremiums einer Körperschaft oder 

Anstalt des öffentlichen Rechts, 

4. Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstandes oder eines sonstigen leiten-

den oder beratenden Gremiums eines Vereins, Verbandes oder einer 

ähnlichen Organisation sowie einer Stiftung, 

5. das Bestehen beziehungsweise der Abschluss von Vereinbarungen, wo-

nach dem Mitglied des Landtages während oder nach Beendigung der 

Mitgliedschaft bestimmte Tätigkeiten übertragen oder Vermögensvor-

teile zugewendet werden sollen, 

6. Beteiligungen an Kapital- oder Personengesellschaften, wenn dadurch 

ein wesentlicher wirtschaftlicher Einfluss auf ein Unternehmen begrün-

det wird. Die Grenzen der Anzeigepflicht legt die Präsidentin oder der 

Präsident in den gemäß Absatz 4 zu erlassenden Ausführungsbestim-

mungen fest. 

(3) Bei einer Tätigkeit und einem Vertrag, die gemäß Absatz 2 Nr. 1 bis 5 
anzeigepflichtig sind, ist auch die Höhe der jeweiligen Einkünfte anzuge-

ben. Zu Grunde zu legen sind hierbei die für eine Tätigkeit zu zahlenden 
Bruttobeträge unter Einschluss von Entschädigungs-, Ausgleichs- und 

Sachleistungen. 

(4) Die Präsidentin oder der Präsident erlässt im Amtsblatt des Saarlandes 
zu veröffentlichende Ausführungsbestimmungen über Inhalt und Umfang 
der Anzeigepflicht, nachdem sie oder er dem Präsidium und den Fraktions-

vorsitzenden Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben hat. 

(5) Die Anzeigepflicht umfasst nicht die Mitteilung von Tatsachen über 
Dritte, für die die oder der Abgeordnete gesetzliche Zeugnisverweigerungs-

rechte oder Verschwiegenheitspflichten geltend machen kann. Die Präsi-
dentin oder der Präsident kann in diesen Fällen in den Ausführungsbestim-

mungen festlegen, dass die Anzeigepflicht so zu erfüllen ist, dass die in 
Satz 1 genannten Rechte nicht verletzt werden. Hierzu kann sie oder er 
insbesondere vorsehen, dass statt der Angaben zum Auftraggeber eine 

Branchenbezeichnung anzugeben ist. 
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(6) Anzeigen nach den Verhaltensregeln sind innerhalb einer Frist von drei 
Monaten nach Erwerb der Mitgliedschaft im Landtag des Saarlandes sowie 
nach Eintritt von Änderungen oder Ergänzungen während der Wahlperiode 
der Präsidentin oder dem Präsidenten einzureichen. 

§ 2  

Rechtsanwälte 

(1) Mitglieder des Landtages, die gegen Entgelt gerichtlich oder außerge-
richtlich für das Saarland auftreten, haben der Präsidentin oder dem Prä-

sidenten die Übernahme der Vertretung anzuzeigen. 

(2) Mitglieder des Landtages, die gegen Entgelt zur Besorgung fremder 
Angelegenheiten gerichtlich oder außergerichtlich gegen das Saarland auf-

treten, haben der Präsidentin oder dem Präsidenten die Übernahme der 
Vertretung anzuzeigen. 

(3) Absätze 1 und 2 gelten entsprechend bei gerichtlichem oder außerge-
richtlichem Auftreten insbesondere für oder gegen landesunmittelbare Kör-

perschaften, Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen Rechts. 

§ 3  

Veröffentlichung 

Die Angaben gemäß § 1 Abs. 1 bis Abs. 3 werden auf den Internetseiten 

des Landtages veröffentlicht. Regelmäßige monatliche beziehungsweise 

jährliche Einkünfte werden als solche gekennzeichnet. Werden innerhalb 

eines Kalenderjahres unregelmäßige Einkünfte zu einer Tätigkeit ange-

zeigt, wird die Jahressumme gebildet und mit der Jahreszahl veröffentlicht. 

§ 4  

Spenden 

(1) Ein Mitglied des Landtages hat über Geldspenden und geldwerte Zu-
wendungen aller Art (Spenden), die ihm für seine politische Tätigkeit zur 
Verfügung gestellt werden, gesondert Rechnung zu führen. 

(2) Spenden sind unter Angabe des Namens und der Anschrift des Spen-
ders oder der Spenderin sowie der jeweiligen Spendenhöhe der Präsidentin 
oder dem Präsidenten anzuzeigen. 

(3) Spenden sind von der Präsidentin oder dem Präsidenten unter Angabe 
ihrer Höhe und Herkunft auf den Internetseiten des Landtages zu veröf-
fentlichen. 

(4) Für Spenden an ein Mitglied des Landtages findet § 25 Abs. 2 und 4 
des Parteiengesetzes entsprechende Anwendung. 
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(5) Geldwerte Zuwendungen aus Anlass der Wahrnehmung interparlamen-
tarischer oder internationaler Beziehungen gelten nicht als Spenden im 
Sinne dieser Vorschrift; sie sind jedoch entsprechend Absatz 2 anzuzeigen 
und nach Maßgabe von Absatz 3 zu veröffentlichen. 

(6) Geldwerte Zuwendungen, die ein Mitglied des Landtages als Gastge-
schenk in Bezug auf sein Mandat erhält, müssen der Präsidentin oder dem 
Präsidenten angezeigt und ausgehändigt werden; das Mitglied kann bean-

tragen, das Gastgeschenk gegen Bezahlung des Gegenwertes an die Lan-
deskasse zu behalten. Einer Anzeige bedarf es nicht, wenn der materielle 

Wert des Gastgeschenks einen Betrag nicht übersteigt, der in den Ausfüh-
rungsbestimmungen der Präsidentin oder des Präsidenten festgelegt wird 
(§ 1 Absatz 4). 

(7) Die Präsidentin oder der Präsident entscheidet im Benehmen mit dem 
Präsidium über die Verwendung angezeigter Gastgeschenke und rechts-
widrig angenommener Spenden. 

§ 5 

Hinweise auf Mitgliedschaft 

Hinweise auf die Mitgliedschaft im Landtag in beruflichen oder geschäftli-

chen Angelegenheiten sind unzulässig. 

§ 6 

Interessenverknüpfung im Ausschuss 

Wirkt ein Mitglied des Landtages in einem Ausschuss an der Beratung oder 

Abstimmung über einen Gegenstand mit, an welchem es selbst oder ein 

anderer, für den es gegen Entgelt tätig ist, ein unmittelbares wirtschaftli-

ches Interesse hat, so hat es diese Interessenverknüpfung zuvor gemäß 

§ 22 Abs. 3 des Abgeordnetengesetzes dem Ausschuss offenzulegen. 

§ 7  

Rückfrage 

In Zweifelsfragen ist das Mitglied des Landtages verpflichtet, sich durch 

Rückfragen bei der Präsidentin oder beim Präsidenten über den Inhalt sei-

ner Pflichten nach diesen Verhaltensregeln zu vergewissern. 
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§ 8  

Verfahren 

(1) Bestehen Anhaltspunkte dafür, dass ein Mitglied des Landtages seine 
Pflichten nach den Verhaltensregeln verletzt hat, holt die Präsidentin oder 
der Präsident zunächst dessen Stellungnahme ein und leitet eine Prüfung 
in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht ein. Sie oder er kann von dem 

betroffenen Mitglied ergänzende Auskünfte zur Erläuterung und Aufklärung 
des Sachverhalts verlangen und die Vorsitzende oder den Vorsitzenden der 

Fraktion, der dieses Mitglied angehört, um Stellungnahme bitten. 

(2) Ergibt sich nach der Überzeugung der Präsidentin oder des Präsiden-
ten, dass ein minder schwerer Fall beziehungsweise leichte Fahrlässigkeit 

vorliegt (zum Beispiel Überschreitung von Anzeigefristen), wird das betref-
fende Mitglied ermahnt. Ansonsten teilt die Präsidentin oder der Präsident 
das Ergebnis der Überprüfung dem Präsidium und den Vorsitzenden der 

Fraktionen mit. Das Präsidium stellt nach Anhörung des betroffenen Mit-
glieds fest, ob ein Verstoß gegen die Verhaltensregeln vorliegt. Die Fest-

stellung des Präsidiums, dass ein Mitglied des Landtages seine Pflichten 
nach den Verhaltensregeln verletzt hat, wird unbeschadet weiterer Sank-
tionen nach § 23 des Abgeordnetengesetzes als Drucksache veröffentlicht. 

Die Feststellung, dass eine Verletzung nicht vorliegt, wird auf Wunsch des 
Mitglieds des Landtages veröffentlicht. 

(3) Bestehen Anhaltspunkte für eine Pflichtverletzung gegen ein Mitglied 
des Präsidiums oder gegen eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden einer 
Fraktion, nimmt das betroffene Mitglied des Landtages an Sitzungen im 

Rahmen dieses Verfahrens nicht teil. Anstelle einer oder eines betroffenen 
Fraktionsvorsitzenden wird die Stellvertreterin oder der Stellvertreter ge-
mäß Absatz 1 angehört und gemäß Absatz 2 unterrichtet. Bestehen An-

haltspunkte dafür, dass die Präsidentin oder der Präsident ihre oder seine 
Pflichten nach den Verhaltensregeln verletzt hat, hat die Stellvertretung 

nach den Vorschriften der Absätze 1 und 2 zu verfahren. 

(4) Das Präsidium kann gegen das Mitglied des Landtages, das seine An-
zeigepflicht verletzt hat, nach erneuter Anhörung ein Ordnungsgeld nach § 
23 Abs. 2 des Abgeordnetengesetzes festsetzen. Die Höhe des Ordnungs-

geldes bemisst sich nach der Schwere des Einzelfalles und nach dem Grad 
des Verschuldens. 

(5) In Fällen des § 22 Abs. 2 des Abgeordnetengesetzes leitet die Präsi-
dentin oder der Präsident nach Anhörung des betroffenen Mitglieds eine 
Prüfung in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht ein. Dabei ist bei der Prü-

fung auf Vorliegen einer angemessenen Gegenleistung im Sinne des § 22 
Abs. 1 des Abgeordnetengesetzes auf die Verkehrsüblichkeit abzustellen; 
hilfsweise ist entscheidend, ob Leistung und Gegenleistung offensichtlich 

außer Verhältnis stehen. Maßnahmen nach diesem Absatz setzen voraus, 
dass der Erhalt der Zuwendung oder des Vermögensvorteils nicht länger 

als drei Jahre zurückliegt. Die Präsidentin oder der Präsident kann von dem 
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Mitglied ergänzende Auskünfte zur Erläuterung und Aufklärung des Sach-

verhalts verlangen und die Vorsitzende oder den Vorsitzenden der Fraktion, 
der dieses Mitglied angehört, um Stellungnahme bitten. Ergibt sich nach 
der Überzeugung der Präsidentin oder des Präsidenten, dass eine unzuläs-

sige Zuwendung nach § 22 Abs. 2 des Abgeordnetengesetzes vorliegt, teilt 
sie oder er das Ergebnis der Überprüfung dem Präsidium und den Vorsit-

zenden der Fraktionen mit. Das Präsidium stellt nach Anhörung des be-
troffenen Mitglieds fest, ob ein Verstoß gegen § 22 Abs. 1 des Abgeordne-
tengesetzes vorliegt. Die Präsidentin oder der Präsident macht den An-

spruch gemäß § 22 Abs. 2 des Abgeordnetengesetzes im Wege eines Ver-
waltungsaktes geltend. Die Feststellung, dass ein Mitglied des Landtages 

seine Pflichten nach dem Abgeordnetengesetz verletzt hat, wird unbescha-
det weiterer Sanktionen nach § 22 des Abgeordnetengesetzes als Druck-

sache veröffentlicht. Die Feststellung, dass eine Verletzung nicht vorliegt, 
wird auf Wunsch des Mitglieds des Landtages veröffentlicht. Absatz 3 gilt 
entsprechend.“ 

7. Folgende Anlage 5 wird angefügt: 

„Anlage 5 zur Geschäftsordnung des saarländischen Landtages – 

Lobbyregister 

§ 1 

Öffentliche Liste 

Die Präsidentin oder der Präsident führt eine öffentliche Liste, in der alle 

Verbände, die Interessen gegenüber dem Landtag oder der Landesregie-

rung vertreten, eingetragen werden. 

§ 2 

Anhörung 

Eine Anhörung von Vertreterinnen oder Vertretern der in § 1 genannten 

Verbände findet nur statt, wenn sich diese in die Liste eingetragen und 

dabei folgende Angaben gemacht haben: 

- Name und Sitz des Verbandes, 

- Zusammensetzung von Vorstand und Geschäftsführung, 

- Interessenbereich des Verbandes, 

- Mitgliederzahl, 

- Namen der Verbandsvertreterinnen und Verbandsvertreter sowie 

- Anschrift der Geschäftsstelle. 

§ 3 

Rechtsanspruch 

Die Eintragung in die Liste begründet keinen Rechtsanspruch auf Anhö-

rung. 
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§ 4 

Veröffentlichung 

Die Liste ist von der Präsidentin oder dem Präsidenten jährlich im Amtsblatt 

des Saarlandes zu veröffentlichen.“ 


